
In eigener Sache

§§Dass er beim Überflug mal
nicht „Stop-over” an der Lei-
ne gemacht hat, um das eheli-
che Kopfkissen zu teilen, mag
daran liegen, dass “Stand-by”
zeitlich nicht drin war. Jeden-
falls hat er gerichtlich Speku-
lationen über den Zustand sei-
ner Ehe verbieten lassen. In
Hannover campiere er immer
bei Doris, falls er dort sei. Hat
er gesagt. Und der Haussegen
hängt nicht schief. Basta.
Wo sich Doris doch so grämt,
dass die Presse dem Kanzler-
paar immer Böses anhängt.
Kanzler-Gattin ist kein Job für
Mimosen. Hat Hannelore
Kohl jedenfalls klaglos durch-
gestanden, wenn Helmut jour-
nalistisch gefleddert wurde.
Und Lästerern hat er gericht-
lich nie das Maul verbieten las-
sen.
So viel über Klatsch und For-
mat.                                Jäger

Die Berliner Rundschau hat ein
neues Gesicht bekommen. Nicht
zum ersten Mal - und sicher auch
nicht zum letzten Mal. Eine Zei-
tung wandelt sich im Laufe der
Zeit immer wieder, passt sich
dem Leseverhalten an. Die
Rundschau gibt es inzwischen
seit 29 Jahren. Sie war dicker,
dünner, größer, kleiner, quer-
oder hochformatig, blau, rot und
vierfarbig. Eines war sie aber
stets, nämlich ein Stück Traditi-
on in der Berliner Union. Und
das wird so bleiben.
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Nun hat sich das Rundschau-
Team entschlossen, das Jahr 2003
mit einer Überarbeitung und
neuem Konzept zu starten.
Hochformat wegen der Hand-
lichkeit, acht Seiten wegen der
Vielfalt, mehr Farbe, Bilder und
Rubriken wegen der Lesbarkeit
und etwas mehr Information und
Unterhaltung - freilich ohne da-
bei unpolitisch zu werden. Wir
hoffen, dass dies der richtige Weg
ist. Lassen Sie es uns wissen!
Einen guten Start ins Jahr 2003
wünscht     Ihr Rundschau-Team

Fortsetzung von Seite 1
...graue Haare

Seit 1. Januar 2003 gilt sie: Die 5.
Stufe der „Öko”-Steuer erhöht
den Kraftstoffpreis um weitere 3
Cent pro Liter. Der Fiskus streicht
inzwischen beim Tanken rund 74 %
der Kosten ein. Die Tankstelle
wird damit zum 2. Finanzamt –
teuer tanken, dank Rot-Grün!
Allein für die „Öko”-Steuer be-
rappt der Autofahrer fast 18 Cent,
Liter für Liter. Schröder und Ge-
nossen setzen auf weitere Steuer-
erhöhungen: Gas, Nachtspeicher-
heizungen und schweres Heizöl
werden teurer. Und das, obwohl
vor der Wahl der Bundeskanzler
weitere Steuererhöhungen ausge-
schlossen hatte. Wieder einmal
gilt: „Versprochen-Gebrochen”.
Und ein Ende ist nicht in Sicht:
Erst kürzlich hatte Brandenburgs
Umweltminister Wolfgang
Birthler (SPD) die Anhebung der
Spritpreise gefordert. Auch die
Grünen liebäugeln damit, noch-
mals an der „Öko”-Steuerschrau-
be zu drehen.

Teuer tanken – dank
„Öko”-Steuer!

Die rot-grüne „Öko”-Steuer ist
● sozial ungerecht: Insbesondere
Familien und Geringverdiener
werden durch die „Öko”-Steuer
übermäßig hoch belastet. Was
noch dazu kommt: Das Ziel, mit
Hilfe der „Öko”-Steuer die Bei-
träge zur Rentenversicherung
konstant zu halten, wurde ver-
fehlt. Die Beiträge steigen weiter
auf jetzt 19,5 Prozent.
●  konjunkturpolitisch schädlich:
Angesichts der katastrophalen

Konjunktur- und Arbeitsmarktla-
ge ist ein weiteres Drehen an der
rot-grünen Steuerschraube nicht
zu verantworten. Die geplante
Ausweitung ist nichts anderes als
ein Abkassieren bei Bürgern und
Unternehmen unter dem Deck-
mantel der Ökologie.
● ökologisch unsinnig: Eine Min-
derung des klimaschädlichen
Kohlendioxid-Ausstoßes konnte
nicht erreicht werden. Gas, ein
umwelt- und klimaschonender
Energieträger, wird zusätzlich be-
steuert, nachdem bisher immer
gepredigt wurde, auf umwelt-
freundliches Erdgas umzusteigen.
Was wollen CDU und CSU?

Die Union fordert: Schluss mit
der rot-grünen „Öko”-Steuer-
spirale. Was wir brauchen, ist eine
europaweite Lösung, die sich auf
den Schadstoffausstoß bezieht
und zu wirklichen Fortschritten
im Umwelt- und Klimaschutz
führt.                                  (mw)

Rot-Grün ist gescheitert: Im De-
zember 2002 waren 4,225 Millio-
nen Menschen in Deutschland
ohne Arbeit – der höchste Stand
seit 5 Jahren. Damit sind über
260.000 Menschen mehr arbeits-
los als im Dezember 2001!
Gesundbeten reicht nicht.
Für das Jahr 2003
sagen die

sechs
f ü h r e n d e n

Wirtschaftsinstitute
einen weiteren Anstieg der Ar-
beitslosigkeit in Deutschland vor-
aus. Bis zu 4,5 Millionen Arbeits-
lose werden für die nächsten Mo-

Arbeitslosigkeit
in Deutschland:

nate erwartet. Der Versuch von
Arbeitsminister Clement, die alar-
mierenden Fakten gesundzu-
beten, lenkt von dringend erfor-
de r l i chen Maßnahmen ab.
A b jetzt trägt auch

W o l f g a n g
Clement Ver-
antwortung
für die wach-

sende Zahl der Ar-
beitslosen. Denn nicht die

Stimmung ist Schuld an der be-
sorgniserregenden Lage in
Deutschland. Umgekehrt wird ein
Schuh daraus: Die fehlende poli-
tische Perspektive lastet auf unse-
rem Land.
Steigende Arbeitslosigkeit ist
hausgemacht.

Die Union sorgt für Bewegung auf
dem Arbeitsmarkt! Bei den Ge-
sprächen mit Rot-Grün über die
geplanten „Hartz”-Gesetze hat die
Union hart verhandelt – und wich-
tige Reformvorschläge gegen die
rot-grünen Blockierer durchge-
setzt. Größter Erfolg: Die früheren
„630-Mark-Jobs” kommen wieder
– in noch attraktiverer Form. Das
hat die Union für die Menschen
in Deutschland erreicht:
Zum 1. April 2003 kommen die
„400-Euro-Jobs”. Dann lohnt es
sich endlich auch wieder, einen
Nebenjob bis 400 Euro anzuneh-
men. Rot-Grün hatte die alten
„630-Mark-Jobs” de facto abge-
schafft. Die Folge: 600.000 Jobs
fielen weg. Von 2003 an wird es
endlich wieder kleine Jobs geben,
die sich lohnen – in allen Bran-
chen. Arbeitnehmer zahlen bei den
neuen „400-Euro-Jobs” keine Steu-
ern und Sozialabgaben. Arbeitge-
ber entrichten einen Pauschalbe-
trag in Höhe von 25 Prozent.
Für Jobs im Bereich 401 bis 800

ERFOLG FÜR DIE UNION:
NEBENJOBS LOHNEN SICH WIEDER!

Euro werden die Sozialabgaben ge-
senkt. Auf diese Weise können –
zusätzlich zu den „400-Euro-Jobs”
– viele neue Jobs im so genannten
„Niedriglohnsektor” entstehen.
Der Arbeitgeber zahlt 21 Prozent
Sozialversicherungsbeiträge, der
Arbeitnehmer je nach Höhe des
Verdienstes zwischen 4 und 21 Pro-
zent – damit sich Arbeit gegenüber
dem Bezug von Sozialleistung
lohnt.
Damit zusätzliche Anreize für Fa-
milien entstehen, beispielsweise die
Putzfrau aus der Schwarzarbeit zu
holen, können künftig bis zu 2.400
Euro jährlich an Ausgaben für
haushaltsnahe Dienstleistungen
von der Steuerschuld abgezogen
werden. Bei haushaltsnaher Be-
schäftigung als „400-Euro-Job” be-
tragen die pauschalen Abgaben nur
12 Prozent und sind für den Auf-
traggeber bis zu 510 Euro von der
Steuerschuld abziehbar.
Alles in allem ein Riesenerfolg –
weil die Union vernünftige Kon-
zepte für Deutschland hat.    (mw)

Desaster für

Gerhard Schröder!

Die CDU nimmt mit Genugtu-
ung zur Kenntnis, dass das Bun-
desverfassungsgericht klargestellt
hat, dass das rot-grüne Zu-
wanderungsgesetz im Bundesrat

verfassungswidrig zustande ge-
kommen ist. Damit hat das Bun-
desverfassungsgericht die Rechts-
auffassung der Union bestätigt.
Der damals amtierende
Bundesratspräsident Klaus
Wowereit hat mit seinem verfas-
sungswidrigen Verhalten diesem
hohen Amt schweren Schaden
zugefügt, weil er den parteipoliti-
schen Auftrag der SPD höher als
seine verfassungsgemäße Pflicht
gesetzt hat.
Das rot-grüne Zuwanderungs-
gesetz ist nichtig und kann nach
diesem Urteil nicht in Kraft tre-
ten. Die Bundesregierung muss
nun ein neues Zuwanderungs-
gesetz in den Bundestag einbrin-
gen. Die CDU bietet der rot-grü-
nen Bundesregierung an, kon-
struktiv mitzuarbeiten. Vorausset-
zung ist Klarheit über die Zielset-
zung: Begrenzung, nicht Erweite-
rung der Zuwanderung.
Deutschland braucht ein Zu-
wanderungsgesetz, das den be-
rechtigten Interessen unseres Lan-
des dient. Das Gesetz muss die
Zuwanderung wirksam begrenzen
und darf nicht zu einer Erweite-
rung der Zuwanderung führen.
Der Anwerbestopp darf nicht auf-
gehoben werden. Die Zuwande-
rung in die Sozialsysteme ist zu
reduzieren. Dem Missbrauch des
Asylrechts ist konsequent entge-

genzutreten. In Anbetracht von
mehr als vier Millionen Arbeits-
losen kann es Zuwanderung nur
für wirklich hochqualifizierte Ar-
beitskräfte geben, die einen Bei-
trag zur Sicherung des
Wirtschaftsstandorts Deutschland
leisten können.
Das neue Gesetz muss die Inte-
gration der bereits rechtmäßig bei
uns lebenden Zuwanderer fordern
und fördern. Integration muss
Vorrang vor weiterer Zuwande-
rung haben. Das Nachzugsalter
von Kindern ist herabzusetzen.
Die PISA-Studie hat gezeigt: Ein
möglichst früher Spracherwerb ist
unerlässlich für eine sichere Zu-
kunftsperspektive ausländischer
Kinder in unserem Land.
Illegale Zuwanderer dürfen nicht
alleine durch Zeitablauf ein
Daueraufenthaltsrecht erwerben
können. Die CDU ist immer da-
für eingetreten, dass Deutschland
ein weltoffenes Land ist. Wir lei-
sten für Menschen, die aus ande-
ren Ländern zu uns kommen,
mehr als viele andere Staaten. Das
soll auch in Zukunft so bleiben.
Dies wird aber nur so bleiben kön-
nen, wenn es gelingt, die Zuwan-
derung nach Deutschland auf ein
verkraftbares Maß zu begrenzen
und die hier lebenden Zuwande-
rer in unsere Gesellschaft zu inte-
grieren.                               (mw)

Zuwanderung
wirksam begrenzen

N E U E S
GESETZ:
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